
„Hin und Her“ und „Kuhhandel“
An der Wahlkreisreform zur Bundestagswahl gibt es Kritik. Was die Wähler erwartet, warum Abgeordnete schimpfen.

Von Alexander Vučko

Kaufbeuren/Ostallgäu Einige Wahl-
kreise in Schwaben werden für die
Bundestagswahl 2025 wohl neu
zugeschnitten. Der Innenaus-
schuss des Parlaments hat mit sei-
ner Entscheidung dafür nun die
Weichen gestellt – mit voraus-
sichtlichen Folgen für die Regio-
nen Kaufbeuren/Ostallgäu und
Memmingen/Unterallgäu. Diese
Landkreise und kreisfreien Städte
waren bisher gemeinsam der Bun-

destagswahlkreis 257 (Ostallgäu)
und könnten nun geteilt werden.
Beide Wahlkreise würden aus dem
Augsburger Raum zudem weitere
Gemeinde erhalten. Eine Reform,
an der die Allgäuer Bundestagsab-
geordneten Stephan Stracke (CSU)
und Susanne Ferschl (Die Linke)
Kritik üben.

Hintergrund des Streits ist eine
Reform der Wahlkreise, die von der
Ampel-Koalition angeschoben
wurde. Ziel ist es, den Bundestag
insgesamt zu verkleinern. Mit der
kuriosen Folge, dass es in Schwa-

ben künftig wohl einen Abgeord-
neten mehr gibt. Denn Bayern er-
hält aufgrund des Bevölkerungs-
zuwachses einen neuen Wahlkreis.
Stracke rechnet mit einem
Abschluss des parlamen-
tarischen Verfahrens im
Bundestag mit der Haus-
haltswoche Ende Januar,
denn die Ampel wolle mit
dem Gesetz die nächste
Sitzung des Bundesrates
am 2. Februar erreichen.
Die Wahlkreisneueintei-
lung steht laut Stracke dann aber
noch unter dem Vorbehalt des Ur-
teils aus dem Bundesverfassungs-
gericht zur Wahlrechtsreform. Es
liegen mehrere Klagen in Karlsru-
he vor, unter anderem auch von der
Bundestagsfraktion von CDU/
CSU. Mit einer Entscheidung rech-
net Stracke, der aus Kaufbeuren
stammt, frühestens im Sommer.

Stracke kritisiert, dass die Re-
form nicht zu Ende gedacht ist.
Nachdem die Ampelpläne im Ok-
tober bekannt geworden waren,
hatten neben ihm auch weitere
schwäbische Bundestagsabgeord-
nete moniert, dass die Zuordnung
der Gemeinden aus Augsburg-

Land „rein künstlich auf dem
Reißbrett entworfen“ ist und keine
Rücksicht auf gewachsene Struk-
turen vor Ort nehme. Zudem sei

die Reform nicht
zukunftsfähig,
da die Wahlkreis-
grenzen für die
Bundestagswahl
im Jahr 2029
wieder ange-
passt werden
müssen, ergänzt
Stracke. Das wie-

derum hat mit der von der Ampel
beschlossenen Wahlrechtsreform
zu tun, die zum 1. Januar 2026
wirksam werden soll. Demnach
wären die beiden neuen Wahlkrei-
se von der Bevölkerungszahl her
nicht groß genug. Die Wahlkreisre-
form hätte laut Stracke also gerade
einmal eine Wahlperiode lang Be-
stand.

„Es ist bedauerlich, dass die
Ampel berechtigte Kritik einfach
ignoriert und stur an ihrem ur-
sprünglichen Plan festhält“, sagt
Stracke, der sich eine „handwerk-
lich saubere Lösung“ wünscht.
„Dies hätte den Wählerinnen und
Wählern das absehbare Hin und

Her durch eine erneute Anpas-
sung der Wahlkreise erspart“, sagt
er.

Kritik übt auch die Bundestags-
abgeordnete Susanne
Ferschl (Die Linke) aus
Kaufbeuren, aber mit
gänzlich anderer Perspek-
tive. „Die aktuelle Debatte
um die Neuzuschnitte der
Wahlkreise macht einmal
mehr deutlich, warum die
Menschen das Vertrauen
in die Politik verlieren“,

sagt sie. Ferschl nennt die Reform
einen „politischen Kuhhandel“.
Dabei gehe es den Parteien nicht
darum, dass die Menschen wohn-
ortnah ihre gewählten Abgeordne-
ten erreichen können. Vielmehr
stünde bei den Parteien im Mittel-
punkt, die eigenen Chancen auf
das Direktmandat zu erhöhen. Sie
selbst betreffe der neue Zuschnitt
kaum, weil sie über die Landesliste
der Linken in den Bundestag ein-
gezogen ist und das Unterallgäu
unabhängig davon zu ihrem Be-
treuungsbereich gehört. Ferschl:
„Dass die Aufregung bei CSU und
Co. jetzt groß ist, war natürlich zu
erwarten.“
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